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I. Einleitung
· Allgemeine Klärung, zeitliche Eingrenzung, Wendepunkt Reformation

· Aufteilung nach Herzögen, weil religionspolitisch treibende Kraft für Veränderungen bei Herzögen und nicht bei Bischöfen lag

II. Hauptteil 
1. Albrecht der VI (1503 – 1508)
· 8. Juli 1506: Primogeniturordnung (Erstgeborener tritt das Erbe an), Bayern darf nicht geteilt werden

2. Wilhelm IV (1508 – 1550) / Ludwig X. (1514 – 1545) 

· Ausgangsvoraussetzungen: äußerst starke politische Kraft Bayerns, übermächtiger Nachbar Habsburg

· Humanismus: irreversible Wendung Bayerns( Reformierung innerhalb der Kirche, Beziehung Kirche und Staat/Schule/Wissenschaft usw.

· Bayern wird in Europa das erste große Beispiel einer neuen, spezifisch katholischen Integration aller Lebensgebiete unter straffer staatlicher Führung sein.

· 13.11.1511 Wilhelm volljährig; Berater ab 1512 Leonhard von Eck

· 1514 Streit zwischen Ludwig und Wilhelm ( Einigung in Rattenberg 1514: Ludwig erhält 1/3 

· Haltung Bayerns gegenüber der von Wittenberg ausgehenden Reformation wichtigstes Faktum der bayerischen Geschichte 

· Keine eigentliche Reformationsgeschichte für Bayern, viele Sympathisanten aber wenige Gemeinden und Kirchenbildungen --> Überspringen der Reformationsepoche

· 1520 – 1550 tief greifende Verschlechterung der religiösen Situation – Ausblutung der alten Kirche (Versagen der Bischöfe, Klerus: sittliche Verwahrlosung)

· Strukturschwächen des Systems: materielle Armut auf dem Land, finanzielle Forderungen für geistliche Leistungen auf das System der Pfründenhäufung (Kirchenamt mit Vermögensausstattung) und rapide Zunahme des klerikalen Proletariats

· Entscheidend für konfessionelles Schicksal Bayerns: Handeln der staatlichen Macht; entschiedenes Auftreten gegen das Luthertum 

· Politische Gründe: Wahrung der landesfürstlichen Hoheit gegenüber dem Adel und Sicherung gegen jeden Tumult und Anlehnung an die kaiserliche Religionspolitik ( Beeinflusst Haltung Bayerns

· Eck setzt von Anfang an auf die Altgläubige Seite: Ordnung, Einheit

· Wormser Edikt 26.5.1521 und Herzog Ludwig: den negativen Einsatz der fürstlichen Gewalt wider Luther mit energischen landesherrlichen Vorstößen zugunsten einer kirchlichen Reform konservativ-katholischen Stils zu verbinden, ja letzteres sogar noch mit Vorrang vor dem ersten zu betreiben

· 1. bayerisches Religionsmandat: beruft sich auf die päpstliche und kaiserliche Verwerfung Luthers

· Versuche L. von Ecks durch direkte Verhandlungen mit Rom staatliche Hoheitsrechte auszubauen ( Ergebnis: päpstliche Privilegien (z.B. Klostervisitation, Türkenquint 1/5 des Jahreseinkommens des Klerus ( ausdrücklich zur Bekämpfung der Lutheraner bestimmt, Strafgerichtsbarkeit gegenüber den Klerus durch den Herzog

· prohibitives Vorgehen gegen die Reformation: aktive Einflussnahme auf die reformbedürftigen Verhältnisse und zielstrebiger Ausbau der staatlichen Rechtssphäre und Organisationsform

· Regensburger Konvent 1524 (zweites bayerisches Religionsmandat): starke Abwendung gegen alle Neuerungen und Androhung von Strafen ( Hintergrund Anwachsen der evangelischen Bewegung im bayerischen Herzogtum (nicht nur in den Städten sondern bald auch auf dem Land) ( Zentren: niederbayerische Gebiete nahe der österreichischen Grenze, Regensburg, München und andere große Städte

· Verschärfung nach Auftreten der Täuferbewegung ( hartes Vorgehen (u.a. Todesstrafen)

· 1526: Erweiterung der Kirchenaufsichtsrechte: Ketzerprivileg

· Ablehnung der confessio Agustana durch den Kaiser 1530, Februar 1531 Gründung des schmalkaldischen Bundes 

· Anschluss Bayerns an den Schmalkaldischen Bund ( Protest gegen Ferdinands Königswahl

· Sorge: schnelle Ausbreitung von Luthertum und Täuferbewegung (Augsburg, Regensburg)

Zwischen Kaiser und Papst 1535-1550

· Paul III. : neue Bewegung in die kirchlichen und politischen Fragen

· Besondere Beziehung von Rom und München aufgrund der antireformatorischen Haltung Bayerns

· Furcht vor fortschreiten des Schmalkaldischen Bundes (Gegengewicht: Kaiserlicher Bund, aber Eck gelang es nicht diesem echte Schlagkraft zu vermitteln) und Bedrohung durch die Türken

· 1538: Gründung des Nürnberger Bundes: Karl V., Ferdinand, bayerische Herzöge, Gregor von Sachsen, Heinrich von Braunschweig, Erzbischöfe vom Mainz und Salzburg (Kaiser noch Bayern standen voll hinter dem Bund) Forderung von Eck Beschränkung rein auf Religionssachen ; Kaiser ratifizierte im gleichen Jahr einen Bund mit den evangelischen Fürsten aufgrund der Sicherheit gegenüber Frankreich ( Misstrauen Bayerns 

· Bayern gehört nun in nächster Zeit eindeutig zu den Habsburg freundlichen Mächten

· 1537: Niederringung des schmalkaldischen Bundes durch Karl V. Eck: Forderung( Protestanten zurück zum Katholizismus durch Konzil des Papstes

· Wilhelm stirbt am 7. März 1550, 17. März 1550 stirbt Leo von Eck 

· Jesuiten 1549 lehren an der Uni in Ingolstadt

Zusammenfassung

Erst hat Bayern die Ausbreitung des Protestantismus gehemmt, dann ist es durch die Berufung des Jesuitenordens auch Ausgangspunkt für die Gegenreformation geworden. Für die herzogliche Kirchenpolitik war in erster Linie die eigene Überzeugung der Herzöge und ihres ersten Beraters maßgebend.

4. Albrecht V. (1550 – 1579)

· Herzog über definitiv geeinigtes Königtum

· Persönlichkeit: streng katholische, humanistisch – juristische Ausbildung (Uni Ingolstadt)

· Kelchbewegung: Landtag zu Landshut  (Dezember 1553): Hohe Steuerbeträge im Gegenzug Forderung der Stände für die Einführung des Laienkelchs bei der Messe ( Verbindung mit dem evangelischen Brauch

· 1553 Landtag: zurückweisen der Kelchforderung

· 1555 In Voraussicht weiterer Forderung, Antrag auf Bewilligung des Laienkelchs in Rom ( Ablehnung des Papstes

· 31. März 1556: Deklaration in München ( keine Freigabe des Laienkelchs, aber befristete Suspension der entsprechenden Strafbestimmungen (Zugeständnisse an die Stände aufgrund von Forderungen an diese) ( Albrecht duldete in seinem Umfeld keine Utraquisten
· Erster Schritt zur versprochenen bayerischen Kirchenreform im katholischen Sinn: bayerische Landesvisitation von 1558/60

Konzil von Trient (1562/1563)

· Mittelpunkt: Reform des Klerus, Ansprüche der staatlichen Kirchenhoheit, Frage der Kelchgewährung

· Laienkelchfrage: Keine Lösung durch Papst, eigene Durchsetzung der Deklaration 1553 durch Albrecht

· Ingolstädter Landtag 1563: Position des Herzogs: zur Abwälzung der Schulden war er auf die Stände angewiesen ( aber in der Frage der kirchliche Konzessionen keine Fortschritte 

· 3 Parteien: Prälatenstand (keine Behandlung kirchlicher Themen), Mittelpartei (Artikulisten: auf der Linie der Deklaration von 1556) und die Opposition (Protestanten: Graf von Ortenburg, Wolf Dietrich von Maxlrain uvm.) ( 45 von 110 forderten die Einführung der Augsburger Konfession 

· Mittelpartei gab sich mit termingebunden Zusagen zufrieden und übernahm die Schuldenlast

· Gegenschlag des Herzogs gegen Opposition: Geheimbericht über Äußerung und Verhalten der Konfessionisten ( Verdacht auf protestantische Adelsverschwörung 

· Wandel der religiös-geistigen Gesamtatmosphäre ( nicht mehr nur mit Sorge von altkirchlicher Seite registriert, sondern mehr mit gehobenen und kämpferisch konfessionell – katholischen Bewusstsein beantwortet  (gründend auf das Konzil von Trient: klare Definition der katholischen Lehre und Autorität Roms)

· 1563/1564: Anklage der beschuldigten Personen aus dem Geheimbericht: Pankraz von Freyberg und Joachim von Ortenburg ( Territorium wurde besetzt und die katholische Messe wieder eingeführt

· 1564: Briefwechsel des Ortenburgers fiel dem Herzog in die Hände (Verächtliche Äußerungen)( freiwilliges Stellen des Gerichtes, bestritten Tatbestand, aber Bekenntnis zur Augsburger Konfession ( Vorwurf des Hochverrats fallen gelassen, gegen Unterzeichnung von Sicherheitsreserven (Verpflichtungen wie Verbot des Landtagsbesuchs, kein öffentliches Ärgernis in kirchlicher Hinsicht)

· abschreckender Zweck: von öffentlicher Duldung der Augsburger Konfession keine Rede mehr ( Landtag 1568 keine organisierte proevangelische Gruppe mehr im bayerischen Landtag ( auch die Mittelgruppe keine Forderungen mehr

· 1571: Unterdrückung und das Verbot des Laienkelchs in Bayern 

· 1568: Lehrkörper der UNI Ingolstadt wurde der Eid auf das tridentinische (Konzil von Trient) Glaubensbekenntnis abgefordert 

4. Wilhelm V. (Regierungszeit 1579-1597)

- Persönlichkeit: tiefe Frömmigkeit, gepaart mit einer strengen Bindung an die Kirche und kirchliche Autorität im Glaubensbereich 

- Fürstentyp der Gegenreformation – bekam den Beinamen „der Fromme“ (unter ihm wurde Bayern zu der stärksten katholischen Führungsmacht im Reich) 

- seine Politik war durch die Förderung innerkirchlicher Reformen und Unterstützung aktiver Gegenreformation gekennzeichnet (auch außerhalb von Bayern)
- Förderer der Jesuiten und Erbauer der Michaelskirche in München (1583 Baubeginn)

- Bistumspolitik war jedoch nicht durch religiös- kirchliche Interessen bestimmt, sondern durch dynastisch- territorialstaatliche  ( zeigte sich im Konkordat von 1583
- Konkordat zwischen Wilhelm V., dem Erzbischof von Salzburg und dessen Suffraganen von Freising, Passau, Regensburg und Chiemsee abgeschlossen 
- Herzog und Staat sollen nicht nur Handhaben zur Förderung der innerkirchlichen Reform, sondern auch zur Beaufsichtigung und Bevormundung der Kirche geboten werden 
- fast all jene staatskirchlichen Befugnisse der Herzöge wurden legalisiert, die bisher nur auf einseitiger Gesetzgebung bzw. Praxis beruht hatten (vor allem Besteuerung des Klerus und Staatsaufsicht über die kirchliche Vermögensverwaltung) 
( trotzdem war das Verhältnis von Kirche und Staat noch nicht eindeutig formuliert 
( oftmals ging die staatskirchenrechtliche Praxis über die rechtliche Fixierung hinaus 
- gleichzeitig mit den Konkordatsverhandlungen legte Wilhelm den Plan der Errichtung eines Landesbistums vor 
( neues Bistum sollte nur die Stadt München umfassen und der Bischof dem Papst unterstehen 
( Ziel sollte es sein, das auf acht Bistümer verteilte Staatsgebiet durch weitgehende Ausschaltung der reichsunmittelbaren, also exterritorialen Bischofsgewalten noch mehr unter landesherrlichen Einfluss zu bringen
Bayern als Vormacht der Gegenreformation in Deutschland - Kampf um Köln

- Reformbemühungen und gegenreformatorische Zielsetzungen auch außerhalb von Bayern 

- gleich am Anfang seiner Regierungszeit konfessionelle Spannungen, um die Frage der Verbindlichkeit des Geistlichen Vorbehalts 
- betraf das Erzstift Köln 
( Landesherr einer der einflussreichsten Reichsfürsten als Mitglied des Kurkollegs 
( ein evangelisches Kurfürstentum Köln hätte bedeutet, dass die Hochstifte Münster, 
     Paderborn, Hildesheim und Osnabrück verloren gegangen wären 
- 1582 wurde dort die Frage nach dem geistlichen Vorbehalt akut, weil der Erzbischof und Kurfürst Gebhard Truchseß von Waldburg zum Protestantismus übergetreten war 

- Absicht von Gebhard von Truchseß war es trotzdem seine Würden beizubehalten und das Erzstift dem Protestantismus zuzuführen (Hinwegsetzung über den Geistlichen Vorbehalt)

- die gegenreformatorische Seite wollte jedoch, dass Ernst, der jüngste Bruder Wilhelms, Erzbischof von Köln wird 
- es standen sich also die Vertreter der Gegenreformation (Gregor XIII. / Philipp II. / Wilhelm V.) und die Vertreter des Protestantismus gegenüber (Pfalzgraf Johann von Casimir / Grafen Johann von Nassau / Minorität im Domkapitel / protestantische Kreise im Herzogtum Westfalen)

- die meisten lutherischen Reichsfürsten ließen Truchseß jedoch fallen (1583 löste der Pfalzgraf Casimir sein Heer auf, bevor der Kampf überhaupt begonnen hatte)
- so gelang es den bayerisch- spanisch- kölnischen Truppen sehr schnell sich zu behaupten

- 22. März 1583 entsetzte der Papst Gregor XIII. Truchseß seiner geistlichen Würde 

- Ernst wird am 23.Mai 1583 einstimmig zum neuen Erzbischof gewählt wurde

- Kurie sah durch die Förderung der bayerischen Interessen den Vorteil der Kirche 

Tragweite für Reichsverfassung, Kirche und Haus Wittelsbach sehr groß:

( erster Kriegscharakter von Differenzen zwischen den Konfessionsparteien 

( geistlicher Vorbehalt war mit Waffen verteidigt worden und die Gefahr der protestantischen Mehrheit im Kurkolleg gebannt

( im Erzstift Köln wurde mit Ausstrahlung in den ganzen nordwestlichen Raum begonnen, die katholische Reform zu verwirklichen
( Kölner Erzstuhl und damit die Kurhut ab diesem Zeitpunkt von 1583 bis 1761 ununterbrochen durch die Sekundogenitur in wittelsbachischem Besitz 
Bemühungen um einen katholischen Bund 

- Kampf um Köln die einzige Gelegenheit in das politische Geschehen einzugreifen (ab 1583 keine weiteren Fortschritte) ( Zurückhaltung aufgrund der Finanzmisere 

- aber Bemühungen um einen katholischen Bund – der Bund Albrechts V. existierte zwar noch, aber hatte eine zu ausgleichende Funktion zwischen den Religionen

- nach dem Kölner Krieg erklärten alle protestantischen Mitglieder ihren Ausstieg ( deshalb wollte Wilhelm einen rein katholischen Bund anstreben

- Ziel des Bundes: Abschreckung der Protestanten vor Aufständen, weil Albrecht finanziell sehr belastet war 

- der Plan scheiterte an Österreich, Kaiser Rudolf II. verweigerte seine Mitarbeit, Erzherzog Ferdinand von Tirol trat 1584 aus dem Bund aus (geistliche Kurfürsten versagten ihre Mitarbeit an einem geistlichen Bund ohne Ö, woraufhin er selbst den Plan allmählich aufgab)

- 1587 plädierte er für die Wiederaufnahme der protestantischen Reichsstände – ohne Erfolg 

- 1598 löste er sich auf, nachdem der Bischof von Bamberg den Bund verließ und dieser nur noch aus Bayern, die Bischöfe von Salzburg und Würzburg und die Stadt Augsburg umfasste 

Ferdinand von Innerösterreich

- gegenreformatorische Zielsetzung tritt wieder stark hervor

- Wilhelm V. war dessen Onkel und Vormund ( Erziehungsmaßnahmen waren streng katholisch und an die Gegenreformation gebunden

- Ferdinand führte später die Rekatholisierung Innerösterreichs durch und wurde 1619 als Ferdinand II. Träger der Kaiserkrone 

weitere Unternehmungen

- brachte Markgraf Jakob III. von Baden- Hachberg soweit zum katholischen Glauben überzutreten und sein Territorium zu rekatholisieren

- versuchte in den Bistümern im Umkreis auf die Wahl möglichst reformfreudiger und tridentinisch gesinnte Bischöfe einzuwirken und diese in ihren Reformbemühungen zu unterstützen 

- Rekatholisierung der Herrschaft Hohenwaldeck in den Jahren 1581-84 und Haag im Jahr 1566 (nach dem Tod von Graf Ladislaus von Fraunberg, der Haag 1556/57 reformierte)

Bistumspolitik 

- intensive Bemühungen auch um seine Söhne Ferdinand und Philipp, denen er Bischofsstühle, Koadjutorien und Domherrenbesitze verschaffen wollte 
- 1595: Philipp bekam den Bischofsstuhl von Regensburg, wurde 1596 Kardinal und starb 1598 

- Ferdinand trat in die Fußstapfen von Ernst von Köln (dessen Onkel) nachdem dieser 1612 starb und übernahm alle Bistümer außer Freiburg 

1595 wurde er Koadjutor in Köln, 1599 in Malmedy und Stablo, 1601 in Lüttich, 1611 in Münster und Hildesheim und 1618 erhielt er das Bistum Paderborn 

- Erfolg in der bayerischen Bistumspolitik: Franz Wilhelm von Wartenberg kam auf die Bischofsstühle von Osnabrück und Regensburg und zeitweise auf Minden und Verden ( mit besonderem Nachdruck betrieb er die katholische Reform und Gegenreformation 
- Wilhelm aber nicht überall erfolgreich ( Verstimmungen mit dem Haus Habsburg (Kaiser Rudolf II.) und der Kurie, nachdem nicht Ferdinand zum Koadjutor von Passau ernannt wurde, sondern Erzherzog Leopold 

5. Maximilian I. (Regierungszeit 1597-1651)

- regierte seit 1594 gemeinsam mit Wilhelm V., ab 1597 alleine
- frommer Mann, der in Glaubensfragen dem Papsttum vollkommene Autorität zugeschrieben hat ( in politischen Fragen ging er aber vorrangig den Interessen Bayerns nach

- auch bei Maximilian war das konfessionspolitische Ziel die ausschließliche Katholizität innerhalb des Herzogtums zu sichern, und den fixierten Konfessionsstand des Augsburger Religionsfriedens im Reich halten

- durch rigorose Überwachungsmaßnahmen versuchte Maximilian jede nichtkatholische Religionsbetätigung von Anfang an zu verhindern (( im eigentlichen Sinn kann im Herzogtum Bayern also nicht unbedingt von einer Gegenreformation gesprochen werden, sondern eher von vorbeugenden Maßnahmen, um das Luthertum- und Täufertum zu verhindern ( Ausnahmen)
- in seiner Territorialpolitik gerieten häufig politisches und konfessionspolitisches Interesse in Konflikt (territorialen Interesse – Distanzierung zur kaiserlichen Politik / konfessionelles Interesse- Unterstützung der katholischen Habsburger nötig)
Der Donauwörther Konflikt 

- 3. August 1607: in der Reichsstadt Donauwörth Auseinandersetzungen zwischen protestantischer Mehrheit und der katholischen Minderheit ( kaiserliche Achterklärung durch ein Urteil des Reichshofrates

- obwohl Donauwörth nicht im Bayerischen Reichskreis lag wurde Maximilian I. die Exekution der Acht übertragen (eigentlich Reichskreis Schwaben – evangelischer Herzog von Württemberg)

- anstelle der Exekutionskosten erhielt Maximilian I. die Stadt als Pfand ( auf protestantischer Seite heftige Reaktion ( verschärfte den Konflikt
- Maximilian begann unter Verletzung des Religionsfriedens das protestantische Religionsexerzitium zurückzudrängen (übergab die Pfarrkirche den Jesuiten, verbot den evangelischen Gottesdienst und unterwarf die Reichsstadt)
- 1608 Reichstag in Regensburg: protestantische Reichsstände (lutherisch- konservative Protestanten mit Sachsen an der Spitze vereinigten sich mit den Kalvinisten) schlossen sich zusammen und verließen den Reichstag unter Protest 

Gründung von Bündnissen - Liga und Union :

- die Konsequenz war die Gründung konfessioneller Schutzbündnisse, weil das Kaisertum durch die Auseinandersetzungen zwischen Rudolf II. und Matthias praktisch gelähmt war. 
- in Ahausen wurde am 14. Mai 1608 unter Führung der kalvinistischen Kurpfalz die protestantische Union gegründet (auf 10 Jahre befristet)

( Mitglieder: Kurpfalz, Württemberg, Pfalz- Neuburg, Baden, Ansbach und Brandenburg-Kulmbach 

( Zweck war die Finanzierung eines Heeres zur Verhinderung von Rechtswidrigkeiten und Gewalttätigkeiten

( Mitglieder verpflichteten sich durch den Zutritt ein gemeinsames Heer zu finanzieren
( die Union unterstand dem kalvinistischen Kurfürsten Friedrich IV. (1583 – 1610) und Friedrich V. (1610 – 1632) von der Pfalz 

- Antwort auf die protestantische Union war die Gründung der Katholischen Liga am 10. Juli 1609 (sollte bis 1618 gelten)

( Mitglieder: Bayern, Bischöfe von Würzburg, Konstanz, Augsburg und Regensburg (nicht dabei waren Erzherzog Leopold als Bischof von Passau und Straßburg, die Bischöfe von Passau und Straßburg, die Bischöfe von Freising und Eichstätt und der Erzbischof von Salzburg)

( Bundesoberst mit unumschränkter Gewalt wurde Maximilian I. 

( General des Heeres der Union wurde Johann Tserclaes von Tilly 

( Österreich wurde zur Liga nicht zugelassen (wegen dem habsburgerischen Familienstreit) ( allerdings wurde den Erzherzögen von Innerösterreich, Maximilian für Tirol und Vorderösterreich und Albrecht als Regent der spanischen Niederlande der Eintritt freigestellt
- somit standen sich seit 1609 zwei Religionsparteien gegenüber, die jeweils von einem Wittelsbacher angeführt wurden
Jülicher Erbfolgekrieg / Auflösung der Liga: 

- 1609 erhoben Kurbrandenburg, Pfalz- Neuburg und Kursachsen Ansprüche auf die konfessionell gemischten Territorien ( betroffen war die Erbfolge in den niederrheinischen Herzogtümern Cleve, Jülich und Berg

- anfänglich hielt sich Maximilian noch zurück, bis dann Unionstruppen in ligistische Territorien (Würzburg, Bamberg) einbrachen 

- 1610 verpflichteten sich die Ligastände beim Münchner Ligatag, zur sofortigen Aufstellung eines Heeres von 19.000 Mann unter der Führung von Tilly ( Auseinandersetzung unterblieb
- Oktober 1610 waren Verhandlungen zwischen Union und Liga, die zu einem Vergleich führten ( Einigung: Truppen sollten unverzüglich entlassen werden / gegenseitige Forderungen sollten rechtlich oder gütlich geregelt werden 

- Maximilian war sich der Schwäche der Liga bewusst (wegen finanzieller Schwierigkeiten- finanzielle Hauptlast trug Bayern)

- Kaiser Matthias versuchte durch Kompositionsverhandlungen einen Religionskrieg zu verhindern ( Maximilian und die meisten Ligafürsten wiesen jedoch eine Komposition auf Kosten der katholischen Partei ab

- ABER Unionstag vom April 1613 endete genau wie der Reichstag von 1608 ( Maximilian war zu keinerlei konfessionspolitischen Zugeständnissen bereit

- Januar 1616: Maximilian legte sein Bundesoberamt nieder und trat aus der Liga aus ( damit war die Liga zwar formal noch nicht aufgelöst, war aber praktisch am Ende
Konversion Wolfgang Wilhelms von Pfalz- Neuburg
- dieser verlobte sich mit Maximilians Schwester Magdalena 

- Maximilian I führte mit Wolfgang Wilhelms Religionsgespräche ( konvertiert 1613 ( großer Erfolg für die katholische Partei 

- das bedeutete, dass Pfalz- Neuburg, Pfalz- Sulzbach und Hilpoltstein rekatholisiert wurden und Berg und Jülich dem Katholizismus erhalten blieben 

Der dreißigjährige Krieg (1618-1648)

1618- 1623: Zentrale Rolle Bayerns im Böhmisch- pfälzischen Konflikt
- 1618: Prager Fenstersturz ( im Königreich Böhmen erhob sich die Mehrheit der protestantischen Stände gegen die katholische habsburgerische Dynastie 

- weitete sich durch den Eingriff der Union zu einem Konflikt im Reich aus (unterstützten die böhmischen Stände) 

- Maximilian I. sagt seine Unterstützung Ferdinand II. zu – (Ferdinand II. war seit 1617 König von Böhmen, seit 1619 Kaiser des Heiligen römischen Reiches ( unterstützte die Gegenreformation, 1619 wurde dann Friedrich V. König von Böhmen)

- 1619: Maximilian I. übernahm erneut die Leitung der Liga 
- Haus Habsburg geriet in starke Bedrängnis, weil nicht nur Böhmen, sondern auch Nieder- und Oberösterreich mehrheitlich protestantische Stände gegen den gegenreformatorischen Ferdinand II. waren( Gefährdung des Katholizismus ( wichtige Territorien würden so für den Katholizismus verloren gehen

- Oktober 1619 : Maximilian und Ferdinand schließen einen Vertrag ab, in dem Maximilian zusichert, dass Bayern und die Liga ihn unterstützen werden (Münchner Vertrag)
- Lohn: Kurwürde von Friedrich V. und Reichsacht über Friedrich V.
Restitutionsedikt 

- bedeutet, dass alle seit dem Passauer Vertrag von 1552 säkularisierten Hochstifter, Klöster, Stifter und Kirchen den katholischen Besitzern zurückgegeben und deren Untertanen wieder rekatholisiert werden sollten 
- Herbst 1627: Maximilian I. billigte wie die geistlichen Kurfürsten den Entwurf des Edikts und setzte sogar gewisse Verschärfungen durch!

- 6. März 1629 erließ Kaiser Ferdinand II das Restitutionsedikt und Maximilian praktizierte es 
Friedensbemühungen Maximilians
- Maximilian setzt sich für den unbedingten Frieden ein ( Grund waren die Sicherung seiner pfälzischen Erwerbungen und militärische Rückschläge (Sommer 1648 Verwüstung des Landes bis zum Inn) 
- ab 1635 wollte er notfalls in kirchlichen Fragen und hinsichtlich der territorialen Integrität des Reiches Zugeständnisse machen 

- kirchliche Konzessionen innerhalb Bayerns lehnte er ab (genau wie der Kaiser in seinen Erblanden)

- wenig Erfolg bei Friedensbemühungen ( sprach sich dann für konfessionspolitische Zugeständnisse (von streng katholischen Kreisen im Reich kritisiert) aus um endlich zum Frieden zu erlangen
Westfälischer Frieden (1648) – konfessionelle Regelung 

- brachte den Ausgleich zwischen den Konfessionen: 

( „cuius regio, eius religio“ wurde beibehalten (einschränkend auf das Jahr 1624 als Normaljahr - für den Besitzstand geistlicher Güter und die Konfessionszugehörigkeit festgesetzt)

( Einbau ihrer Rechte in die Verfassung

( Gleichberechtigung der Kalvinisten (Augsburger Religionsfrieden erneut anerkannt mit der Erweiterung des Kalvinismus als dritte Konfession)

- Ziel Maximilians durchgesetzt: Durchbrechung des allgemeinen Restitutionsprinzips ( bekommt die Oberpfalz und Cham endgültig zugesprochen (das für den Konfessionsstand im Reich festgelegte Normaljahr 1624 hatte keine Geltung und damit wurde die Rekatholisierung dieser Gebiete nicht mehr rückgängig gemacht) und die ehemals pfälzische Kurwürde (verzichtete dafür auf die Kriegskostenerstattung) ( Pfalzgraf Ludwig bekam eine achte Kurwürde zugesprochen und die Rheinpfalz

Bayerische Kirchenpolitik unter Ferdinand Maria, Max II Emanuel, Karl Albrecht 

- Epochengrenze durch Westfälischen Frieden und Tod von Maximilian I auch in bayrischer 

  Kirche

- trotzdem noch enge Verknüpfung mit Kirche vor 1648:



(an Katholizismus wird in BY weiterhin festgehalten



(entschiedene kirchenpolizeiliche Kontrolle



(Religionsausübung wird weiterhin vom Staat überwacht



(Landesherr fördert neue Orden und Ordensniederlassungen

- staatliche Bürokratie geht dazu über, nicht nur staatliche Interessen gegenüber der Kirche zu 

  wahren, sondern macht sich auch die Kritik bestimmter Gesellschaftsgruppen zu eigen



(Kritik an Reichtum der Kirche



(Reihe von Ausnahmegesetzen ( Amortasitionsgesetze) zur Sicherung und 

    Förderung des adeligen Grundbesitzes wird durch Adel angeregt 

    (1669, 1672, 1704)



    allerdings bezieht sich nur letztes Mandat direkt auf die Kirche

- kanonisches Recht gibt aber immer noch wesentliche Punkt des bayerischen 

  Staatskirchenrechts vor

- Blütezeit des bayerischen Benediktinertums:



(1661/1668 werden säkularisierte Abteien an den Orden zurückgegeben 



    (Ensdorf, Michelfeld, Reichenbach, Weißenohe)



( Benediktiner unterhalten Universität Salzburg zusammen mit Salzburger



      und Schwäbishcer Kongregation



( Abteien werden geistliche und kulturelle Mittelpunkte



( Klosteranlagen werden Stätten der Frömmigkeit, der bildenden Künste, der 

     Musik und Jugenderziehung

- katholische Reform geht in zweiter großer Welle durch Bayern



 ( Verwirklichung von vielen Forderungen der Trienter Reformdekrete

6. Ferdinand Maria (1651 – 1679)

- tiefes religiöses Verantwortungsgefühl

- hält in vollem Umfang an überkommenem/überholten staatlichen Kirchenhoheitsrechten 

  fest

- Umstand, dass Kirche nach 1648 andere war, als zu Beginn des 16.Jhdts wurde nicht 

   berücksichtigt

- vertritt in Reichspolitik bei konfessionspolitischen Fragen dezidiert katholischen Standpunkt

- gibt 1661 bzw. 1668 säkularisierte Abteien an Benediktinerorden zurück 

7. Max II Emanuel (1679 – 1726)

- hält wie Ferdinand Maria an veralteten 

- 1704: Amortisationsgesetzgebung gegen kirchlichen Vermögenserwerb



( Bereitschaft der Kirche weitere Beschränkungen aufzuerlegen



( geistliche Immunität wird aber weiterhin anerkannt

8. Karl Albrecht (1726 – 1745)

- hält ebenfalls an altem staatlichen Kirchenhoheitsrechten fest, allerdings nicht so vehement 

   wie Vorgänger
9. Kirchenpolitik unter Maximilian III. Joseph (1745 - 1777 Kurfürst von Bayern)

Ausgangspunkt: 

Kirche:
56% Gesamtgüterbestand, steuerliche Immunität, nur bei Landesnotstand zu befristeten finanziellen Leistung verpflichtet.

Landesherr: 
15% Gesamtgüterbestand, 32 Millionen Gulden Schulden, Souverännität geschmälert  durch Doppelstellung der Bischöfe als Reichsfürsten und Ordinarien.

1757
Genehmigung einer „Dezimation“ durch Papst Benedikt XIV.


Zehnprozentige Besteuerung des Kirchenvermögens auf 5 Jahre; Eintreibung aber durch fürstbischöfliche Komissare. Viele Klöster weigerten sich ( Erzwingung durch Sperrung der Temporalien. 1762 und 1765 erreichte Max III. Joseph eine erneute Genehmigung einer fünfprozentigen Abgabe auf jeweils 3 Jahre. 1769 wollte er dann ohne eine Genehmigung Abgaben eintreiben, scheiterte aber.

1764
Amortisationsgesetz: Beschränkung des kirchlichen Kapital- und Liegenschaftserwerbs.


Max III. Joseph erneuerte damit die Amortisationsgesetze von  1672, 1707 und 1730. Er verbot dadurch den Liegenschaftserwerb durch die „tote Hand“ und dehnte es auch auf bewegliche Güter aus. ( Klöster und andere geistliche Liegschaften durften nicht mehr als 2000 Gulden auf einmal in Besitz nehmen.

1768
Neuorganistation des Geistlichen Rates. 

Ernennung des Aufklärers und Jesuitenfeindes Peter v. Osterwald zum Direktor dieses Rates. Er leitete eine Veränderung der bayr. Kirchenpolitik ein. Man wollte im Sinne der Aufklärung eine Neuorientierung des Verhältnisses von Staat und Kirche.

Änderungen im Geistlichen Rat waren die Beseitigung der geistlichen Mehrheit und der Trennung zwischen geistlicher und weltlicher Bank. Osterwald war damit Herr des zentralen Instruments bayrischer Kirchen- und Schulpolitik.

· Die Dezimation und das Amortisationsgesetz waren Basis und Ausgangsposition von Osterwalds inspirierten Reformmandaten (Klostermandat, Indigenatsmandat, Sponsalienmandat)

1773
Verbot des Jesuitenordens.
Das Vermögen des Ordens wurde für das Schulwesen und die Reformen Max III Josephs verwendet.

Insgesamt baute von Osterwald die Kirchenherrschaft des Landesherrn weiter aus. Außerdem kam es zu einer Einschränkung des Bruderschafts- und Wahllfahrswesens und zu einer Reduzierung von Feiertagen.

10. [image: image1.jpg]


Kirchenpolitik unter Karl Theodor (1777-1799)

Ziele: bayrischer Territorialismus, Sprengung der reichskirchlichen Organisation Süddeutschlands und die Errichtung von Landesbistümern

Überblick:

- blieb der Linie Max III. Joseph weitgehend treu

- gelobte ausschließliche Katholizität, war aber rigoroser Territorialist, in betonter  Übereinstimmung mit Rom ( Bündnis mit dem Papst Pius VI. und persönliches Vertrauensverhältnis

- Maßnahmen gegen vordingliche Aufklärung, Illuminaten und nationalkirchliche Strömungen

lagen im eigenen Interesse und waren zusätzlich der Kurie bedeutende Zugeständnisse wert

- weitreichende Säkularisationen blieben in seiner Amtszeit noch aus

Maßnahmen Karl Theodors gegen aufklärerische Strömungen:

- 1783 Wiederherstellung der Ordnung des geistlichen Rates von 1629

- 1786 Wiedereinführung aufgehobener Feiertage
- 1790 Übergabe der Aufsicht über Volksschule in geistliche Hände

Zugeständnisse des Papstes:
- 1781 Einführung des deutschen Kirchengesangs

- 1782 Gründung des bayrischen Malteserordens

- 1786 Errichtung einer Nuntiatur in München --> K. Th. einziger weltliche Reichsfürst mit persönlicher Vertretung des Papstes

- 1787 Papst Pius VI. bewilligt Dezimation in Bayern

- 1789 Gründung unabhängiges Münchner Hofbistum ( Freisinger Diözesanverband sowie vom Salzburger Metropolitenverband

- 1798 Karl Theodors juristischer Experte legt am Rastatter Kongress detaillierten Plan zur Säkularisierung vor

- 1798 Papst Pius (auf der Flucht vor siegreichen Armeen der frz. Republik) erlaubt dem Kurfürsten ein Siebtel des bayrischen Gesamtkirchenvermögens (15 Mio. Gulden) einzuziehen und notfalls sogar einige Ordenshäuser aufzulösen
- Proteste von Äbten und Landschaftsverordneten gegen dieses Vorhaben --> "existenzbedrohender Anschlag" auf die landständische Verfassung

- Bischöflicher Rat verwirft Säkularisationen als verfassungswidrig und finanziell untauglich

- 1799 Tod Karl Theodors

- Nachfolger begnügen sich mit einem „freiwilligen Opfer“ der Kirche von einer halben Mio. Gulden

Ausblick:

- die Kirchenpolitik Karl Theodors führte eine Lage herbei, welche in absehbarer Zeit die Säkularisation auslösten musste 

- der moderne bayrischen Staat unter Montgelas vollendete, was Karl Theodor erstrebt und fast schon erreicht hatte.

III. Fazit:
- römische Kurie stand meist auf Seite der Herzöge

- schleichende Erweiterung der Kirchenhoheitsrechte durch Papst


( kirchliche Reform ermöglicht


( große kirchenpolitische Aktionen außerhalb Bayerns 

    (Wittelsbacher auf Bischofsstühlen)

- Festsetzung von Luther und Täufertum in Bayern verhindert durch:


( strenge religiöse Überwachung der Untertanen


( Überwachung und Beschränkung des Verkehrs aus protestantischen Gebieten


( jede nicht katholisierende Religionsbetätigung wurde von Anfang an unterbunden

- nach Westfälischen Frieden sollte der Einfluss der Kirche hinter den weltlichen Einfluss 

  zurückgedrängt werden
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